
M a g i s t r a t Bremerhaven, 14.07.2023 
Organisationseinheit 50 
 
 
 
A m t   11 
 
 
 

Antrag zum Stellenplan 2024/2025 
 
Amt / Amtsstelle / Betrieb/ Referat 50 
(Organisationsnummer und Bezeichnung) 

Abteilung/Sachgebiet 50/4 

Planstelle/Stelle Nr.  

Bewertung bisher EG 9a 

Funktionsbezeichnung bisher Sachbearbeiter:in 

 

 
  Neuschaffung Stellen-Soll 11,2 

  Streichung anerkannter Bedarf - Soll  

 X Umwandlung kw-Vermerk/e  

  Höherbewertung ku-Vermerk/e   

  Abwertung (ku nach BesG/EG  ) 

  Ausweisung 

  Übertragung 

  Redaktionelle Korrektur 

 
Bewertung neu  
 
Funktionsbezeichnung neu  
 
Befristung bis  
 
 
 
 
Auswirkung auf den Personalhaushalt (wird von Amt 11 ausgefüllt): 
 
Ausgaben/Einsparung pro Jahr:  
haushaltsneutral, weil:  
 
 
Finanzierung: 
 
Kommunal:  durch Dritte: X 
 
 
Wenn Finanzierung durch Dritte: 
 
Finanzierungsträger: Land Bremen 
Finanzierungsanteil: 100 % 
verbleibender kommunaler Anteil:  
Einnahme-Haushaltsstelle: 6401/ 385 01 
 



Begründung: 
Der Personal- und Organisationsausschuss hat in seiner Sitzung am 21.09.2022 einen 
unbefristeten überplanmäßigen Bedarf von 8,0 Stellen im Rahmen der Wohngeldreform 
zum Wohngeld-Plus-Gesetz, in Kraft seit 01.01.2023, anerkannt. Zudem erfolgte eine 
Vorab-Anerkennung weiterer überplanmäßiger Bedarfe in einer zwischen den Dezerna-
ten V (Sozialamt) und I (Magistratskanzlei, Personalamt) abzustimmenden Größenord-
nung. Inzwischen konnten 9,64 Stellen besetzt werden, wovon 8,64 VZÄ den Dienst 
angetreten haben.  
 
Mit dem Land Bremen wurde für die Bearbeitung der zusätzlichen Anträge Erstattung 
der Personal- und Arbeitsplatzkosten für 11,2 VZÄ Sachbearbeiter:innen Wohngeld 
vereinbart.  
 
 
 
Stellenbeschreibung (soweit erforderlich:             siehe Anlage) 
 
Pflichtaufgabe:  Nein X Ja - Rechtsgrundlage: Wohngeldgesetz 
 
 
 
 
Parpart 
 
 
Fachausschuss: Beschluss vom  (wird von Amt 11 ausgefüllt) 
 
 
M a g i s t r a t befürwortet abgelehnt Beratung im Personal- zurückgestellt 
11 und Organisations- (s. Protokoll) 
 ausschuss erforderlich 
Empfehlung der Verwaltung nach der 
Beratung mit dem Gesamtpersonalrat 
 
Beschluss des Personal- und 
Organisationsausschusses 


